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ENTWICKLUNGSPOLITIK

Was w ir deshalb in Form einer fundierten Dar­
stellung anzubieten haben, ist unsere Ansicht über 
die Zukunft. Von dieser Vorstellung gehen die 
Empfehlungen in unserem Bericht aus und leiten 
zur Frage über, wie diese Zukunft besser erreicht 
werden kann. Diese Vorausschau wird nur den 
politischen Willen derjenigen berühren, die be­
reits ähnlich denken. Weltweit kann sie nur dann

wirken, wenn es gelingt, diese Vorausschau allen 
zu erläutern. W ir können nur auffordern, sich uns 
jetzt beim Versuch einer Vorausschau über die 
Entwicklung der Welt in den kommenden 25 oder 
50 Jahren anzuschließen und sich dann m it uns 
Gedanken darüber zu machen, welche Maßnah­
men w ir heute ergreifen sollten, damit diese Vor­
ausschau eintrifft.

Der deutsche Beitrag 

zur Zweiten Entwicklungsdel^ade
Erhard Eppler, Bonn

Am Ende der Ersten Entwicklungsdekade sind 
w ir nicht nur aufgefordert, Rechenschaft über 

die vergangenen Jahre unserer Entwicklungshilfe 
abzulegen, w ir müssen uns gleichzeitig verstärkt 
mit der Konzeption fü r die Zweite Dekade ausein­
andersetzen. Dabei geht es nicht nur darum, die 
Möglichkeiten zu untersuchen, wie unsere Entwick­
lungshilfe effizienter gestaltet werden kann. Als 
Mitglied in dem Vorbereitenden Ausschuß des 
ECOSOC sind w ir auch aufgefordert, zur inter­
nationalen Strategie der Zweiten Dekade eigene 
konstruktive Beiträge anzubieten.

Mehr öffentliche Hilfe

In der internationalen Diskussion zur Zweiten Ent­
wicklungsdekade nimmt die Bereitstellung der 
Mittel für die Entwicklungsländer breiten Raum 
ein. Die Entwicklungsländer erwarten, daß minde­
stens ein Prozent des Bruttosozialprodukts der 
Industrieländer für Maßnahmen der Entwicklungs­
hilfe zur Verfügung gestellt wird. Dies ent­
spricht auch einer Empfehlung der Zweiten Welt­
handelskonferenz im Jahre 1968 in Neu-Delhi. Im 
kürzlich fertiggestellten Pearson-Bericht wird 
dieses Ziel dahin differenziert, daß 0 ,7%  des 
Bruttosozialprodukts aus öffentlichen Mitteln be­
stehen sollte.

Im Jahre 1968 hat die Bundesrepublik Deutsch­
land 1,26% ihres Bruttosozialprodukts an Ent­
wicklungshilfe geleistet: Sie hat damit die Forde­
rung der Zweiten Welthandelskonferenz erfüllt, 
auch wenn nur 37%  unserer Leistungen aus

öffentlichen Mitteln stammen und somit insge­
samt nur 0,45%  des Bruttosozialprodukts be­
trugen.
Wollen w ir daher der Empfehlung im Pearson-Be­
richt entsprechen, so müssen w ir unsere öffent­
liche Hilfe in den kommenden Jahren erhöhen.

Geringere Verschuldung

Wesentliche Schritte zur Verwirklichung dieses 
Ziels sind jedoch schon vorbereitet und haben in 
der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
folgenden Ausdruck gefunden:
□  Die öffentliche Entwicklungshilfe soll jährlich 
um 11 %  erhöht werden.
□  Es sollen Möglichkeiten untersucht werden, um 
die Rückzahlungen der Entwicklungsländer aus 
öffentlichen Krediten w ieder Zwecken der Entwick­
lungshilfe zuzuführen. Hierbei ist etwa an einen 
Fonds gedacht, der revolvierend eingesetzt wird. 
Dadurch könnte auch erreicht werden, daß die 
Entwicklungsländer die Verzinsung und Tilgung 
ihrer Schulden als einen normalen ökonomischen 
Vorgang und nicht als ungerechtfertigten Tribut 
an die Industrieländer verstehen.

Für eine effizientere K reditpolitik  w ird besonders 
vorteilhaft sein, daß gegenwärtig die Kredite un­
ter entwicklungspolitisch vertretbaren Konditionen 
vergeben werden können, die im Normalfall 2 ,5%  
Zins bei 30 Jahren Laufzeit und acht tilgungsfreien 
Jahren vorsehen. In der Zukunft sollten w ir je­
doch bei Krediten an Länder m it besonders nied­
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rigem Pro-Kopf-Einkommen auch unter die Nor­
malkonditionen gehen können.

A lle  diese Finanzierungsvorstellungen können als 
eine wesentliche Initiative angesehen werden, um 
der weiteren Verschuldung in der Dritten Welt 
entgegenzuwirken.

Direkte Zusammenarbeit. . .

Eine besondere Bedeutung w ird in unserer künf­
tigen Entwicklungspolitik die Technische Hilfe ein­
nehmen. Wie bereits in der Regierungserklärung 
angekündigt wurde, soll die Zahl der deutschen 
Entwicklungsexperten und Entwicklungshelfer bis 
zur M itte der 70er Jahre verdoppelt werden. Die 
vergangenen Jahre haben immer w ieder gezeigt, 
daß besonders personalintensive Projekte erfolg­
reich und darüber hinaus auch geeignet sind, in 
besonderem Maße unsere Solidaritä t m it der Drit­
ten Welt zu dokumentieren. Die Bereitschaft zu 
einer direkten partnerschaftlichen Zusammen­
arbeit m it den Menschen in deri Entwicklungslän­
dern ist eine wesentliche Voraussetzung, um noch 
bestehende Vorurteile zwischen den Völkern ab­
zubauen. /

W ir hoffen hierbei, die Tätigkeit fü r Freiw illige in 
der Dritten Welt attraktiver zu gestalten und be­
stehende Engpässe (Mindestalter, fachliche Vor­
bildung), die die Auswahl einschränken, durch be­
sondere Regelungen zu beseitigen.

. . .  nicht nur Sache des Staates

Die Partnerschaft m it den Ländern der Dritten 
Welt ist jedoch nicht allein Sache des Staates. 
Daher w ird die Bundesregierung auch alle nicht­
staatlichen Initiativen fördern, die den Entwick­
lungsprozeß in diesen Ländern beschleunigen 
können. Dies g ilt insbesondere fü r die private 
Wirtschaft, wobei jedoch angestrebt w ird, ihre 
positiven entwicklungspolitischen Auswirkungen 
besonders zum Tragen zu bringen und ihre mög­
lichen negativen zu mildern.

Denkbar ist etwa, umfassende entw icklungspoli­
tisch orientierte Investitionsstudien anfertigen zu 
lassen, die im Einklang mit der Entwicklungs­
planung des jeweiligen Entwicklungslandes stehen. 
M it Hilfe dieser Studien könnten fü r die Investi­
tionen, die fü r die Entwicklung vorrangig sind, be­
sondere Anreize geschaffen werden.

Auch w ird überlegt, w ie die Ausbildung einheim i­
scher Kräfte und die Vermittlung technischen Wis­
sens im Zuge privater Investitionen intensiviert 
werden können, und es werden Fragen erörtert, 
die die Überschreibung von ausländischem Kapi­
tal betreffen. Denkbar ist z. B. eine Regelung, die 
in den ersten Jahren einen hohen ausländischen 
Kapitalanteil vorsieht, der jedoch mit fortschrei­

tender Zeit und Am ortisierung sukzessiv zugun­
sten des einheimischen Kapitalanteils abgebaut 
wird.

Es ist vorgesehen, das Kapital der Deutschen Ent­
wicklungsgesellschaft aufzustocken, damit mehr 
gemeinsame Unternehmen, jo in t ventures, geför­
dert werden können.

Arbeitsteilung im Rahmen der UN

In der Regierungserklärung kommt auch das Be­
streben zum Ausdruck, die M itarbeit in den Ver­
einten Nationen und in anderen Internationalen 
Organisationen zu verstärken. Im Rahmen der Ent­
wicklungshilfe sind in den vergangenen Jahren 
stets steigende Zuwendungen an die internatio­
nalen Agenturen zur Finanzierung m ultilateraler 
Projekte erfolgt. W ir werden auch in Zukunft, wenn 
dies entwicklungspolitisch angemessen ist, diesen 
Beitrag finanziell und personell ausbauen. Wir 
sollten uns jedoch auch um eine weitere Form 
der Entwicklungshilfe bemühen: um das von der 
UN politisch m it-verantwortete und abgesicherte, 
aber bilateral durchgeführte Projekt oder Pro­
gramm.
Dies erscheint im Sinne einer größeren Effizienz 
der internationalen Hilfe notwendig und hätte den 
Vorteil, daß eine Konzentration einzelner Geber­
länder auf Spezialtypen von Projekten möglich 
wäre, fü r die sie jeweils am besten geeignet sind. 
Im Rahmen einer solchen internationalen Arbeits­
teilung könnten w ir bestimmte Typen von Ausbil­
dungseinrichtungen, Kontingente von qualifizier­
ten Fachkräften f>.nbieten. Sicher wäre auch über 
ein solches Vorgehen eine Zusammenarbeit mit 
osteuropäischen Ländern leichter, selbstverständ­
licher und wirksamer.

Handelserieichterungen

Ein weiterer Gesichtspunkt fü r die Gestaltung der 
Beziehungen von Industrie- und Entwicklungslän­
dern ist der internationale Handel. Es besteht 
keine Frage, daß sich die starke Liberalisierung 
des Welthandels nach dem Zweiten Weltkrieg an 
den Interessen der Industrieländer orientiert hat 
und daß die heutigen Entwicklungsländer als struk­
turell unterlegene Handelspartner große Schwie­
rigkeiten haben, sich in dieser liberalen Welt­
marktordnung zu behaupten.

Die neue Bundesregierung hat sich daher in der 
Regierungserklärung fü r eine Förderung des Han­
dels mit den Entwicklungsländern ausgesprochen 
und hat in diesem Zusammenhang auf die Gewäh­
rung universeller Präferenzen fü r Waren aus den 
Entwicklungsländern verwiesen.

W ir müssen hierbei gleichzeitig innerhalb der 
EWG auf den Abbau bestehender Zölle und Ein­
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fuhrkontingente hinwirken, die gegenwärtig noch 
Einfuhren aus Entwicklungsländern erschweren. 
Außerdem sollte unser handelspolitischer Beitrag 
auch die Förderung des Handels unter den Ent­
wicklungsländern — etwa über Entwicklungsban­
ken oder andere internationale Institutionen — ein­
schließen.

Entwicklungshilfe als Aufgabe

Resümiert man die hier vorgetragenen Gedanken, 
so lassen sie sich alle auf eine einfache Zielformel 
unserer Entwicklungshilfe bringen:

Wir müssen Projekte und Programme fördern, die

□  sich in die nationalen und regionalen Ent­

wicklungspläne der Länder in der Dritten Weit 
einordnen lassen,

□  dazu beitragen, das Partnerland unabhängig zu 
madien, und

□  seinen Menschen mehr Mitverantwortung an 
Produktion, Einkommen und politischer Herrschaft 
übertragen.

Die Verwirklichung einer solchen Entwicklungs­
hilfe wird sich allerdings als sehr schwierig er­
weisen und nicht zuletzt davon abhängen, ob sie 
als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe aner­
kannt wird. W ir können von dieser Auseinander­
setzung auch ein größeres Selbstverständnis für 
unsere Gesellschaft erwarten.

Vor dem Jahrzehnt der Partnerschaft
Emile van Lennep, Paris

Die Zweite Entwicklungsdekade wird im Zei­
chen einer verstärkten internationalen Part­

nerschaft zwischen Entwicklungs- und Industrie­
ländern stehen müssen, wenn am Ende der 
Zweiten Dekade stärkerer Erfolge in der Entwick­
lungspolitik als bei der Abschlußbilanz der Ersten 
Dekade verzeichnet werden sollen. Sowohl die 
Entwicklungsländer als auch die Industrienationen 
müssen deshalb bemüht sein, am Anfang der 
Zweiten Dekade die zukünftigen Erfordernisse 
und Ziele der Entwicklungspolitik aufzuzeichnen 
und eine systematische, kohärente Entwicklungs­
strategie zu entwerfen. Entw icklungshilfepolitik 
darf nicht wie bisher aus einer Reihe von Einzel­
aktionen bestehen. Aufgabe der Entwicklungs­
länder als Hauptverantwortliche für ihre w irtschaft­
liche und soziale Weiterentwicklung ist es in 
diesem Zusammenhang, ihre eigenen Bemühungen 
zu verstärken und eigene Konzepte vorzulegen. 
Aber auch die Industrienationen sind aufgefordert, 
ein klar formuliertes Konzept der Gesamtheit ihrer 
zukünftigen wirtschaftlichen, finanziellen, po liti­
schen und kulturellen Beziehungen mit den Ent­
wicklungsländern vorzulegen.

Kernstück des Beitrags der Industrieländer an die 
Dritte Welt ist die finanzielle und technische Ent­
wicklungshilfe. Diese Entwicklungshilfe begann 
als eine Serie isolierter Einzelprojekte ohne lang­
fristige Planung und Zielsetzung. Verwaltungstech­
nisch waren die Aktionen über viele Einzelmini­
sterien oder Verwaltungen verstreut, denen oft­
mals die Eignung für solche Aufgaben fehlte. In­
zwischen g ibt es in den meisten Geberländern 
spezialisierte Entwicklungshilfeministerien oder 
Behörden m it qualifizierten, erfahrenen Experten 
und Planungsstäben. Die Planung und Durchfüh­
rung der Entwicklungsprojekte hängt dabei nicht 
mehr von der subjektiven Beurteilung eines Be­
amten ab, sondern beruht auf einem Komplex 
systematisch entwickelter Kriterien und Planungs­
richtlinien. Internationale Konsortien und Bera­
tungsorgane sind ins Leben gerufen worden, die 
die Kapital- und technische Hilfe koordinieren sol­
len. Entwicklungshilfe w ird heute besser einge­
setzt, Projekte werden besser ausgesucht, vor­
bereitet und durchgeführt als in dem vergangenen 
Jahrzehnt. Die Experten, die heute andere Län­
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